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Georg Ismar und Kai Strittmatter

Ein Thema beherrscht auch die infor-
mellen Gespräche abseits der Podien an
derMünchner Sicherheitskonferenz, die
am Sonntag zu Ende geht: Wie kann
man diesen Krieg beenden?Wie kommt
man an einen Punkt fürVerhandlungen,
wer bietet sich als Vermittler an?

In diese Debatte bei der Sicherheits-
konferenz platzt eine überraschende
Forderung der Ukraine, mit einer Ver-
schärfung derMittelWladimir Putin an
denVerhandlungstisch zu zwingen.Vi-
zeregierungschef Olexander Kubrakow
fordert von den westlichen Staaten
Streumunition und Phosphor-Brand-
waffen für den Kampf gegen Russland.
Die USAund andere Verbündete hätten
dochMillionenvon Schuss davon.Russ-
land nutze diese Kampfmittel jedenTag.
«Warum können wir sie nicht nutzen?
Es ist unser Staatsgebiet.»

Diese Munition könne dazu beitra-
gen, dass man Angriffen besser stand-
hält. In der deutschen Bundesregierung
hält man diese Forderung für «sehr
schwierig», es gilt als ausgeschlossen,
dass Kanzler Olaf Scholz so etwas ge-
statten könnte. Denn Deutschland ge-
hört zu den 110Vertragsparteien des Os-
loer Übereinkommens zum Verbot des
Einsatzes, derHerstellung, des Erwerbs,
der Lagerung und der Weitergabe
von Streumunition, das auch die
Schweiz 2012 ratifiziert hat.

Russland und die Ukraine haben das
Abkommen hingegen nicht unterzeich-
net, auch die USA und China nicht. Als
Streumunition werden Raketen und

Bomben bezeichnet, die über dem Ziel
bersten und viele kleine Sprengkörper
freisetzen. Phosphormunition kann bei
Menschen schwereVerbrennungen und
Vergiftungen verursachen. Nato-Gene-
ralsekretär Jens Stoltenberg macht am
Rande der Konferenz deutlich, dass die
Ukraine dieseWaffen nicht bekommen
soll: «DieAlliierten liefern dieseArt von
Waffen nicht.»

«Dawerdenwir Bataillonsstärke
nicht erreichen»
Kubrakow pocht in München auch auf
Kampfjets, doch auch das ist zumindest
für die deutsche Regierung keinThema,
daman auch nichts Eigenes abzugeben
habe. PolensMinisterpräsidentMateusz
Morawieckimacht dagegen inMünchen
deutlich, dass sein Land bereitwäre, ge-
meinsam mit anderen Verbündeten
Kampfjets an die Ukraine zu liefern.Als
Voraussetzung nennt er aber eine
«Nato-Entscheidung» für einen sol-
chen Schritt.

Einer, derviele Probleme aufzulösen
versucht und daran auch in München
arbeitet, ist der neue deutscheVerteidi-
gungsminister Boris Pistorius. Jenseits
aller Lieferdebatten versucht er, erstmal
das Zugesagte irgendwie umzusetzen.
Was ihn bei derUkraine-Unterstützung
besonders umtreibt: Die mit zwei Ba-
taillonen – das entspricht 62 Kampfpan-
zern – geplante Leopard-2-Koalition
kommt weiter nicht richtig in Gang.

Kanzler Scholz hatte im Januar die
Lieferung von 14 Leopard-2-Kampfpan-
zern in die Ukraine angekündigt und
das Ziel ausgegeben, mit weiteren Ver-

bündeten «rasch» zwei Bataillone auf-
zustellen. Für das Bataillon, bei dem
Deutschland die Federführung über-
nommen hat, sagte bisher nur Portugal
noch drei Leopard 2 zu. Die deutsche
Regierung ist spürbar verärgert, dass
andere Staaten erst öffentlich Lieferun-
gen in Aussicht stellten und nun nicht
mitziehen.

Das Ziel waren mindestens 31 Stück
vom moderneren Typ 2A6, 14 fehlen
noch. «Da werden wir die Bataillons-
stärke nicht erreichen», räumt Pistori-
us ein. Die deutsche Aussenministerin
Annalena Baerbock sagt, gemeinsam
müsse man jetzt dafür sorgen, dass die
Ukraine sichverteidigen undMenschen-
leben retten könne. «Deswegen appel-
lieren wir so eindringlich an andere
Partnerländer, die eben ein ähnliches
Modell habenwie das,waswir liefern»,
ebenfalls solche Panzer zur Verfügung
zu stellen.

Aber zum Beispiel die dänische Mi-
nisterpräsidentinMette Frederiksen ar-

gumentiert mit der kritischen öffentli-
chen Meinung in ihrem Land, auch bei
Schweden und Finnland gibt es keine
Signale für grössere Lieferungen. Bes-
ser, aber zugleich mit einem anderen
Problem behaftet, sieht es bei der Auf-
stellung des anderen Leopard-Batail-
lons aus. Polen liefert vom älteren Mo-
dell, dem Leopard 2A4, 14 Stück, Nor-
wegen acht, Spanien etwa fünf.Doch für
den älteren Leopard-2-Typ 2A4mangelt
es an Ersatzteilen und Munition.

Abnahmegarantien
für die Rüstungsindustrie
Für amdringlichsten hält Pistorius aber
sowieso eine bessere Luftverteidigung
der Ukraine gegen russische Drohnen-
und Raketenangriffe. Da der Krieg noch
lange dauern könnte, wird der Nach-
schub mit Munition hierfür – und ge-
nerell – zu einer derHauptherausforde-
rungen. EU-Kommissions-Präsidentin
Ursula von der Leyen wirbt daher in
München fürAbnahmegarantien für die

Die Ukraine
überrascht
mit dem

Wunsch nach
Streumunition

Brisante Forderung Wie an der Münchner
Sicherheitskonferenz versucht wird, die Waffenhilfe

im Krieg gegen Russland zu verbessern.

Wolodimir Selenski
DerMann in drei Versionen

Wären die Zeiten normal,
hätte Wolodimir Selens-
ki am 25. Januar seinen
45. Geburtstagwohl aus-
gelassen gefeiert. Doch
als Kriegspräsident hat

er dazu weder Zeit noch Lust. Für die
Ukrainer ist der Selenski, den sie seit
dem 24. Februar 2022 erleben, so etwas
wie seine dritte Version. Da war zu-
nächst der populäre Fernsehproduzent
und Chef der Komikertruppe Kvartal 95.
Als fiktiver Präsident in einer Fernseh-
serie stellte sich Selenski als Mann vor,
der mit der Korruption in der Ukraine
aufräumt – so wurde er im Frühling
2019 wirklich als Präsident gewählt.

Tatsächlich aber ging beim Kampf
gegen Korruption und bei anderen Re-
formenwenig voran, sodass Selenski II
im Januar 2022 auf eine Zustimmungs-
rate von gerade mal 25 Prozent abge-
rutscht war. Dann kam der 24. Februar
2022. Selenski und seinTeam beweisen
seither enormen Mut.

Der Präsident spricht in täglichen Vi-
deobotschaften zu den Ukrainern und
hat es geschafft, immer neueWaffen für
die Ukraine zu beschaffen – und, ebenso
wichtig, Dutzende Milliarden Dollar.

Die Kiewer
sechs

Wer bestimmt in der Ukraine?
Die entscheidenden

Leute in
Krieg und Politik:

Es sind lauter Männer.

Andri Jermak
Die Speerspitze

Nach dem Präsidenten
ist sein Bürochef Andri
Jermak der zweitmäch-
tigsteMann derUkraine.
Der 52-Jährige war An-
walt, mit Wolodimir Se-

lenski ist er, wie auch andere Beamte
auf hohen Posten, seit der gemeinsa-
men Zeit im ukrainischen Fernseh-
geschäft befreundet. Jermak führt aber
nicht nur die Innenpolitikmit, die in der
Ukraine vor allem im Präsidialapparat
bestimmtwird. Jermakvertritt das Land
auch beiwichtigen internationalenTref-
fenwie demWeltwirtschaftsforumWEF
in Davos, und er ist Ansprechpartner,
wenn einflussreiche US-Senatoren Kiew
besuchen.

Zudem telefoniert er regelmässig
etwamit Jake Sullivan, demSicherheits-
berater von US-Präsident Joe Biden,
wenn es umgrundsätzlichemilitärische
Fragen geht, das reicht bis hin zu Plä-
nen für ukrainische Offensiven. Andri
Jermak ist auch eine Speerspitze des
Präsidenten,wenn es darum geht,mög-
lichst viele westliche Panzer an sein
Land liefern zu lassen.

Waleri Saluschni
Der Feindkenner

Der General trägt einen
missverständlichenTitel:
Oberkommandeur der
Streitkräfte der Ukraine.
Tatsächlich ist der Staats-
präsident der Oberkom-

mandeur, doch vertraut Selenski alsmi-
litärischer Laie dem 49-jährigenWaleri
Saluschni als oberstem Militär und an-
deren führenden Generälen.

Saluschni ist sowohl mit westlichem
Militärdenkenvertraut als auchmit dem
russischen: Die Werke seines von ihm
rein fachlich bewunderten Gegners, des
russischenGeneralstabschefsWaleri Ge-
rassimow, hat Saluschni nach eigenen
Angaben komplett gelesen. Täglich be-
richtet Saluschni dem Präsidenten der
Ukraine. Zu seinen wichtigsten Ge-
sprächspartnern gehört neben seinen
führenden Generälen aber auch US-Ge-
neralstabschef Mark Milley. Im Januar
trafen sich die beiden das erste Mal an
der polnisch-ukrainischen Grenze. Die
Ukrainer stimmen ihrmilitärischesVor-
gehen eng mit Amerikanern und Briten
ab.Öffentlich tritt derverheirateteVater
zweierKinder gewöhnlich nurmit knap-
pen Meldungen in sozialen Medien auf.

Olexi Resnikow
Der Etablierte

DerVerteidigungsminis-
ter der Ukraine ist ei-
gentlich Anwalt von Be-
ruf. Als früherer Vizemi-
nisterpräsident,Minister
für die Reintegration

russisch besetzter Gebiete und Unter-
händler mit Moskau vor Russlands
Überfall am 24. Februar 2022 ist Olexi
Resnikow (56)Teil des KiewerEstablish-
ments. Das Militär kennt er seit seinem
Dienst in einer Fallschirmspringerein-
heit – einer sowjetischen. Seit seiner Er-
nennung am 4.November 2021 hat Res-
nikow vor allem eine Aufgabe: mit den
Partnern imWesten die Details vonWaf-
fenlieferungen oder der Ausbildung
Zehntausender ukrainischer Soldaten
zu verhandeln.

Das ukrainischeVerteidigungsminis-
terium galt schon vor dem Krieg als no-
torisch korrupt, daran scheint sich trotz
des Krieges grundsätzlich nichts geän-
dert zu haben,wiemehrere schwere Kor-
ruptionsskandale unter Resnikow zei-
gen. Dem Minister persönlich werden
keineVorwürfe gemacht, aber er gilt des-
halb als Abschusskandidat. Doch geeig-
nete, angesehene Kandidaten, die flies-
send Englisch sprechen, sind derzeit rar.

Cassis befürchtet «Eskalation»

Aussenminister Ignazio Cassis hat ges-
tern am Rande der Münchner Sicherheits-
konferenz eine pessimistische Einschät-
zung zur Lage im Ukraine-Krieg abgege-
ben. Er habe das Gefühl, derzeit gebe es
keinen Raum für Verhandlungen.
«Wir stehen vor einer militärischen Eska-
lation. Das ist, was man hier gut spürt»,
sagte Cassis gegenüber SRF. Er sagte
auch, die Schweiz sei momentan nicht in
der Lage zu vermitteln. Dies, weil sich die
Schweiz aus der Sicht Russlands nicht
genügend neutral verhalte.

Die russische Botschaft in der Schweiz
hatte schon letzten August gesagt, die
Schweizer Regierung sei durch die Über-
nahme der Sanktionen gegen Russland
nicht mehr neutral. Russland sei nicht
bereit, Vermittlungsangebote von Län-
dern, die sich den Sanktionen angeschlos-
sen hätten, in Verhandlungen mit der
Ukraine zu berücksichtigen. (SDA)

Nachladen im Kampf gegen die russischen Invasoren: Ukrainischer Artilleriesoldat bei der Verteidigung von Bachmut. Foto: Roman Chop (AP, Keystone)
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Rüstungsindustrie, umdie Ukraine bes-
ser und schneller versorgen zu können.
«Wir müssen jetzt das Gleiche tun,was
wir während der Pandemie getan ha-
ben», sagt sie mit Blick auf die damali-
gen Verträge mit Pharmaunternehmen
zur garantiertenAbnahmevon Corona-
Impfstoffen.

Solche Garantien könnten auch der
Rüstungsindustrie helfen, schneller in
neue Produktionslinien zu investieren
und das Liefervolumen zu erhöhen. «Ich
denke, es ist jetzt an der Zeit, die Pro-
duktion von standardisierten Produk-
ten zu steigern, die die Ukraine so drin-
gend benötigt», so von der Leyen. Ein
Beispiel sei Artilleriemunition vom Ka-
liber 155 Millimeter.

Das Thema Munition wird rauf und
runter diskutiert in München. Den Ruf
derUkraine nach Streumunition hinge-
gen versuchen fast alle lieber zu igno-
rieren, da das für eine Phantomdebatte
gehaltenwird. «Ich bin darauf nicht an-
gesprochen worden und habe von die-

sem Thema aus der Berichterstattung
erfahren», sagt Verteidigungsminister
Pistorius dazu lediglich.

Aber wer ergreift die Initiative, wer
hat die Kraft, um die Kriegsparteien an
denVerhandlungstisch zu bringen? Die
diesbezüglichen Hoffnungen in Mün-
chen konzentrierten sich im Vorfeld
auf ChinasTop-DiplomatenWangYi. Er
war einst Aussenminister, seit demPar-
teitag der Kommunistischen Partei im
November vergangenen Jahres jedoch
hat er die in China weit mächtigere Po-
sition des aussenpolitischen Chefs der
KP inne. Und tatsächlich schien die
Hoffnung zunächst berechtigt: Bei sei-
nem Auftritt an der Münchner Sicher-
heitskonferenz am Samstag kündigt
Wang Yi einen Vermittlungsvorschlag
Chinas zum Krieg in der Ukraine an –
ohne allerdings ins Detail zu gehen. Pe-
king werde «ein Positionspapier vorle-
gen zur politischen Beilegung der Uk-
raine-Krise», sagteWang Yi.

In den vergangenen zwölf Monaten
hatte es auch aus Europa vereinzelt Auf-
rufe an China gegeben, alsVermittler tä-
tig zu werden. Beobachter bezweifeln
allerdings, dass Peking tatsächlich in
der Position ist, eine solche Rolle erfolg-
versprechend einzunehmen. Das Land
bezeichnet sich selbst in dem Konflikt
als neutral. Gleichzeitig ist die Führung
eine strategische Allianz mit Russland
eingegangen und hatmehrfach deutlich
gemacht, dass sie die USA als grösstes
Hindernis zu einemFriedensschluss im
Ukraine-Krieg sieht, nicht Russland.
Auch in München verurteilt Wang Yi
nicht die Rolle Russlands als Angreifer
in diesem Krieg.

Viele EU-Regierungen sind stark
enttäuscht von Peking
Bei seinen Ausführungen über mögli-
che Friedensgespräche sagtWang Yi in
München auch, leider gebe es «Mächte,
die grössere strategische Ziele haben,
die über den Krieg hinausgehen» und
denen «das Leid der Ukrainer egal» sei
– eineAnspielung auf die Rolle derUSA,
wie Peking sie definiert.

Befragt nach dem Inhalt des von ihm
angekündigten Positionspapiers, nennt
WangYi unter anderemdieAchtung der
territorialen Integrität der Beteiligten
und derUNO-Charta.Ausserdemmüss-
ten «die legitimen Sicherheitsinteres-
sen» aller Akteure berücksichtigt wer-
den. Mit diesem oft wiederholten Satz
stellt sich Peking gemeinhin hinter die
Position Moskaus, wonach die angeb-
lich zunehmende BedrohungRusslands
durch die Nato Auslöser des Krie-
ges war.

Die Hoffnung, China könnte als Ver-
mittler zu einer diplomatischen Been-
digung des Kriegs etwas Entscheiden-
des beitragen, ist inMünchen damit vor-
erst geknickt. Viele EU-Regierungen
zeigen sich denn auch stark enttäuscht
von der Weigerung Pekings, Russland
als Aggressor zu benennen.

Während in ihrem Heimatland
seit einem Jahr Krieg herrscht,
müssen sie sich in Schweizer
Klassenzimmern zurechtfinden:
18’200 ukrainische Schulkinder
imAlter von vier bis 15 Jahren le-
ben seit der russischen Invasion
in der Schweiz, wie Zahlen des
Staatssekretariats für Migration
SEM zeigen. Umgerechnet sind
das über 700 Schulklassen. Alle
diese Kinder und Jugendlichen
werden, von Ausnahmen wie
Homeschooling abgesehen, ein-
geschult. Denn in der Schweiz
herrscht für dieseAltersgruppen
Schulpflicht.

Die ukrainischen Familienmit
Schutzstatus S und schulpflich-
tigen Kindern sind unterschied-
lich verteilt: Mit einemAnteil von
17 Prozent hat der Kanton Zürich
am meisten aufgenommen, ge-
folgt von Bern (9,6 Prozent) und
Waadt (9,6 Prozent).Amwenigs-
ten gibt es im Kanton Appenzell
Innerrhoden mit 0,2 Prozent.

Dani Kachel, Sekundarlehrer
im zürcherischen Bassersdorf und
Präsident des Zürcher Oberstu-
fenverbands Sek ZH,hat einen uk-
rainischen Jugendlichen in seiner
Klasse. Zu Beginn, sagt Kachel, sei
er «am Berg» gestanden. «Ich
kann keinUkrainisch, und er kann
weder Deutsch noch Englisch.»

Der junge Ukrainer ist an den
Vormittagen in einer Aufnahme-
klasse, umDeutsch zu lernen, am
Nachmittag im normalen Unter-
richt. «ImMoment quasi besuchs-
weise, er ist oft am Handy, um zu
übersetzen», sagt Kachel. «Aber
manmerkt, dass er sichMühe gibt
und allmählich Deutsch lernt.»

Auch bei Yasmine Bourgeois,
Schulleiterin an einer Primar-
schule in Zürich, sitzen ukraini-
sche Kinder im Unterricht. «Es
gibt zu wenig Aufnahmeklassen,
die dafür da wären, den Kindern
zuerst die Sprache beizubringen.
Und es gibt zu wenig Lehrperso-
nen, die Deutsch als Zweitspra-
che unterrichten», sagt Bour-
geois. «Zum Teil kommen die
Kinder deshalb direkt in die Re-
gelklassen und können keinWort
Deutsch. Sie verstehen uns nicht,
wir verstehen sie nicht. Aber das
Engagement der Schulen, umdie-
sen Kindern zu helfen, ist riesig.»

Kinder sind am Limit
Wie die Schulen die Integration
vonTausendenvon Kindern und
Jugendlichenmeistern, ist bisher
wenig belegt. Jetzt wirft eine
schweizweite Studie ein erstes
Schlaglicht auf die Situation. Sie
zeigt: Weil viele ukrainische
Schülerinnen und Schüler so
schnell wie möglich nach Hause
wollen, gehen sie zwar hier zur
Schule, büffeln aber parallel dazu
den ukrainischen Lehrstoff – das

steigert den schulischen Auf-
wand für diese Kinder erheblich.

«Rund 70 Prozent der befrag-
ten Kinder und Jugendlichen be-
suchen neben demUnterricht in
der Schweiz zusätzlich die Schu-
le in der Ukraine und nehmen
am dortigen Onlineunterricht
mit ukrainischem Lehrpersonal
teil. Sie besuchen also zwei Schu-
len gleichzeitig», sagt Studien-
autor StephanHubervon der Pä-
dagogischen Hochschule Zug.
«Hinzu kommt der Sprachunter-
richt, den sie hier besuchen, und
es gehört zum ukrainischen
Schulsystem, viele Hausaufga-
ben zu geben – das führt zu ho-
hen Belastungen. Nicht selten
auch zu einerÜberlastung.» Die-
se Kinder seien praktisch non-
stop amLernen.Alles anderewie
Spiel, Sport und Kultur bleibe auf
der Strecke.

Die Erhebung wurde im Rah-
men des Schulbarometers durch-
geführt, das Huber lanciert hat.
Zwei Onlinebefragungen und
weitere Interviewswurden dafür
durchgeführt. Dort erzählten

Schülerinnen und Schüler,wie es
ihnen imSchweizerUnterricht er-
geht: «Es ist einfach zu viel, jedes
bisschen Freude bleibt auf der
Strecke», sagen einige. Andere:
«Wie soll ich hier Schulemachen,
wenn mein Papa im Krieg ist?»

Wunsch nach Normalität
Neben der schweizweiten Erhe-
bung gibt es eine kantonale Be-
fragung aus Luzern. Diese zeigt
detailliert die Stundentafel der
Schulkinder aus der Ukraine.
Demnach braucht jeder Vierte
neben dem Unterricht in der
Schweizmehr als 15 Stunden für
den Fernunterricht und Haus-
aufgaben. Fast die Hälfte gab an,
dass sie vom Unterricht in den
hiesigen Schulen befreit sein
müssen, um an Prüfungen und
Fernunterricht aus der Ukraine
teilnehmen zu können.

Zwei Schulen gleichzeitig zu
besuchen, kann auf Dauer nie-
mand bewältigen. Die ukraini-
schen Kinder stehen damit qua-
si vor dem Zwang zu wählen:
Schweizer Schulbetrieb oderUn-
terricht aus der Heimat? «Was
jetzt passiert, ist, dass mehr und
mehr ukrainische Kinder den
Onlineunterricht stark reduzie-
ren oder ganz streichen», sagt
Huber. «Aber damit verlieren sie
dieAnschlussfähigkeit in derUk-
raine.» Kehren sie zurück in die
Heimat, haben sie wenig Chan-
cen auf einen Schulabschluss.

Aber nicht nur das Büffeln
hoch zweimacht zu schaffen. «Es
ist nicht die Regel, aber es gibt
Kinder, die traumatisiert sind, die
Schreckliches erlebt haben», sagt
Huber. «Dawar kürzlich ein Kind,
das mit Kollegen Fussball spiel-
te. Als ein Rega-Helikopter über
den Fussballplatz flog, warf sich
der Junge auf den Boden, fing an
zu schreien und zu weinen.»

Huber wollte bei seinen Be-
fragungen auch wissen, was die
ukrainischen Schulkinder lieber
möchten: integriertenUnterricht
in normalen Regelklassen oder
Beschulung in separaten Flücht-
lingsklassen. «Die Antworten
waren meist ähnlich», sagt Hu-
ber. «Sie möchten einfach ein
bisschen Normalität – und Kon-
takt mit Schweizer Kindern.»

Diesen Austausch hält Lehrer
Dani Kachel ebenfalls für zent-
ral, da auch auf diesemWeg die
Sprache gelernt werden könne.
Wie gut das Deutsch schon sitzt,
sei unterschiedlich. «Einige
Schülerinnen und Schüler sind
topmotiviert», sagt Kachel. «An-
dere sind rückkehrorientiert –
sie gehen jetzt in den Ferien so-
gar zwei Wochen nach Hause in
die Ukraine.»

Nadja Pastega

Schulen haben 18’000 ukrainische
Kinder aufgenommen

Unterricht Schweizer Schulen leisten Gewaltiges –
die Flüchtlingskinder ebenfalls. Aber es gibt auch Probleme.

Verteilung nach Kantonen,
Familien aus der Ukraine mit
Kindern im Schulalter und
Schutzstatus S, Stand 31.12.2022
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Ukrainische Familien mit
schulpflichtigen Kindern
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Viele ukrainische Flüchtlingskinder besuchen – online – zusätzlich die Schule in der Ukraine. Foto: Keystone

Kirilo Budanow
DerAnalyst

Der Stern des erst 37 Jah-
re alten Chefs des ukrai-
nischen Militärgeheim-
dienstes GUR soll imAu-
gust 2016 aufgegangen
sein. Da soll Kirilo Buda-

nowalsMitglied eines Spezialkomman-
dos auf der russisch besetzten Krim da-
ran beteiligt gewesen sein, einen hohen
Offizier des russischen Geheimdienstes
FSB zu töten. Budanow stieg auf zum
Chef der GUR-Operationsabteilung, er
führt den zumVerteidigungsministeri-
um gehörenden Militärgeheimdienst
seit 2020.

Budanow soll der Einzige in der uk-
rainischen Führung gewesen sein, der
nicht nur den russischen Überfall als
solchen voraussagte, sondern auch den
massiven Angriff auf die Hauptstadt
Kiew. Seither sind die Analysen des
GUR-Chefs gefragt, er ist nicht nur bei
Präsident Selenski angesehen, sondern
auch bei westlichen Partnern. Angeb-
lich soll er den aktuellenVerteidigungs-
minister ablösen, doch dafürmüsste Bu-
danow seinen Generalsrang ablegen
und aus der Armee austreten.

Denis Schmihal
Der Geldbesorger

Man kann streiten, wer
von den dreien sicher un-
ter die Top sechs der Uk-
raine gehört: Parlaments-
präsident Ruslan Stefant-
schuk, Olexi Danilow,

Sekretär des Nationalen Sicherheitsra-
tes – oder doch eher der 48-jährige Mi-
nisterpräsident Denis Schmihal. Die ei-
gentlichen Entscheidungen über Politik
und Kriegsführung treffen der Staats-
präsident, seine Stabschefs und das Mi-
litär. Doch demMinisterpräsidenten und
seinenMinistern bleibt genugArbeit: das
Koordinieren vonNotreparaturen der In-
frastruktur nach russischen Raketentref-
fern; die Verhandlungen mit der EU-
Kommission über nötige Reformen für
die Beitrittskandidatur oder über den
künftigenWiederaufbau und Gespräche
mit dem InternationalenWährungsfonds
über weitere Milliardenkredite an die
faktisch bankrotteUkraine.Denis Schmi-
hal hält sich seit seiner Ernennung im
März 2020 schon fast drei Jahre imAmt,
was dafür spricht, dass der Präsident
mit ihm zufrieden ist – denn er hat
schon einige Minister ausgetauscht.

Florian Hassel

Foto: Roman Chop (AP, Keystone)


